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1950 - 1966: WEST - DIE "WIRTSCHAFTSWUNDER"-JAHRE 

 
Präambel des DGB-Grundsatzprogramms vom November 1963 

Durchdrungen von der Verantwortung gegenüber ihren Mitgliedern und dem ganzen Volke, bekennen 

sich der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Gewerkschaften zu den unveräußerlichen Rechten 

des Menschen auf Freiheit und Selbstbestimmung. Sie erstreben eine Gesellschaftsordnung, in der die 

Würde des Menschen geachtet wird, und fordern die Verwirklichung der allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte der Vereinten Nationen in allen Teilen der Welt. 

 

Die Besinnung auf die Grundwerte des menschlichen Zusammenlebens wird um so dringender, als 

sich der einzelne in zunehmendem Maße den Bedrängnissen der modernen Arbeitswelt und neuen 

wirtschaftlichen, sozialen und politischen Abhängigkeiten ausgesetzt sieht. Die Gewerkschaften neh-

men diese Herausforderung des 20. Jahrhunderts an. Sie wissen, daß die Arbeiterbewegung bisher 

große Erfolge errungen hat, daß sich aber neue Aufgaben stellen, die mit neuen Mitteln gelöst werden 

müssen. 

 

Die stolzen Erfolge der Arbeiterbewegung in der Vergangenheit, die den Aufbruch der Menschheit in 

eine bessere Zukunft eingeleitet haben, dürfen nicht zur Selbstgenügsamkeit führen. Sie bedeuten eine 

Verpflichtung für die Zukunft. Hierbei bedarf es gleichstarker Impulse aus den ethischen und politischen 

Grundhaltungen, die den Geist der Solidarität in der Gewerkschaftsbewegung bestimmen. 

 

Bereits zu Beginn der Industrialisierung hatte die sie prägende kapitalistische Wirtschaftsordnung dem 

Arbeitnehmer die gesellschaftliche Gleichberechtigung verwehrt, seine Person der Willkür des Unter-

nehmers unterworfen, seine Arbeitskraft dem Marktgesetz ausgeliefert, seine soziale Sicherheit dem 

Gewinnstreben untergeordnet, soziale Mißstände und Krisen verursacht. Die Arbeitnehmer schlossen 

sich gegen den Widerstand des Obrigkeitsstaates zu Gewerkschaften zusammen. Es war von Anbe-

ginn an ihr Ziel, der Würde des arbeitenden Menschen Achtung zu verschaffen und sie zu schützen, 

ihn sozial zu sichern und eine Gesellschaftsordnung zu erkämpfen, die allen die freie Entfaltung ihrer 

Persönlichkeit ermöglicht. 

 

Der unermüdliche Kampf der Gewerkschaften um die politische und soziale Gleichberechtigung der 

arbeitenden Menschen hatte den Erfolg, daß wichtige Teile der gewerkschaftlichen Forderungen als 

Grundrechte der Bürger heute in den demokratischen Verfassungen und von der öffentlichen Meinung 
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anerkannt werden. Es bleibt weiterhin Aufgabe der Gewerkschaften, am Ausbau des sozialen Rechts-

staats und an der demokratischen Gestaltung der Gesellschaft mitzuwirken. 

 

Damit werden die Gewerkschaften zum entscheidenen Integrationsfaktor der Demokratie und zur un-

entbehrlichen Kraft für eine demokratische Fortentwicklung auf politischem, wirtschaftlichem und kultu-

rellem Gebiet. 

 

Freie und unabhängige Gewerkschaften können nur in der Demokratie bestehen und wirken. Sie ver-

teidigen – die Geschichte beweist es – in der Demokratie ihre eigene Lebensgrundlage. 

 

Der DGB und seine Gewerkschaften setzen sich deshalb gegen alle totalitären und reaktionären Be-

strebungen mit Entschiedenheit zur Wehr und bekämpfen alle Versuche, die im Grundgesetz der Bun-

desrepublik verankerten Grundrechte einzuschränken oder aufzuheben. 

 

Die Verschmelzung verschiedener Gewerkschaftsrichtungen in der modernen Einheitsgewerkschaft 

hat das Prinzip der Solidarität aller arbeitenden Frauen und Männer konsequent verwirklicht. 

 

Als gemeinsame Organisation der Arbeiter, Angestellten und Beamten nehmen der DGB und die in ihm 

vereinten Gewerkschaften die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Interessen aller Arbeitnehmer 

und ihrer Familien wahr und dienen den Erfordernissen des Gesamtwohls. Der Zusammenschluß aller 

Gruppen der Arbeitnehmerschaft in dieser Organisationsform bietet die sichere Gewähr, daß sowohl 

die speziellen Interessen der Arbeiter, Angestellten oder Beamten als auch ihre gemeinsamen Anliegen 

erfolgreich vertreten werden können. 

 

Die Gewerkschaften bekennen sich zum Berufsbeamtentum. Der Deutsche Gewerkschaftsbund fordert 

die Weiterentwicklung der Grundsätze des Berufsbeamtentums in zeitgemäßer Form. 

 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Gewerkschaften sind und bleiben unabhängig von Regie-

rungen, Parteien, Konfessionen und Unternehmern. Sie bekräftigen ihre Entschlossenheit zur weltan-

schanlichen, religiösen und politischen Toleranz. 

 

Die strukturellen und wirtschaftlichen Veränderungen sowie die Erfordernisse der modernen Industrie-

gesellschaft haben weitgehend die Eingliederung der Frau in den Arbeitsprozeß bedingt. Ihre 
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Gleichberechtigung im Arbeitsprozeß und ein ihrer Konstitution entsprechender sozialer Schutz sind 

notwendig. 

 

Die Veränderung in der Gesellschaft, die Koalitionsfreiheit, die Tarifautonomie und die Sozialpolitik ha-

ben die Erscheinungsformen des sozialen Konflikts gewandelt. Zwar hat die allgemeine Anhebung des 

Lebensstandards, die vor allem der Schaffenskraft und dem Fleiß der Arbeitnehmer und nicht zuletzt 

dem ständigen Drängen der Gewerkschaften zu verdanken ist, vielen Arbeitnehmern neue Möglichkei-

ten der Lebensgestaltung eröffnet. Aber die Ungerechtigkeit der Einkommens­ und Vermögensvertei-

lung, die Abhängigkeit vom Marktgeschehen, von privater Wirtschaftsmacht und die Ungleichheit der 

Bildungschancen sind nicht überwunden. 

 

Die Entwicklung in der Bundesrepublik hat zu einer Wiederherstellung alter Besitz­ und Machtverhält-

nisse geführt. Die Großunternehmen sind erstarkt, die Konzentration des Kapitals schreitet ständig fort. 

Die Kleinunternehmen werden zurückgedrängt oder den Großunternehmen wirtschaftlich untergeord-

net. 

 

Die Arbeitnehmer, d. h. die übergroße Mehrheit der Bevölkerung, sind nach wie vor von der Verfü-

gungsgewalt über die Produktionsmittel ausgeschlossen. Ihre Arbeitskraft ist auch heute noch ihre ein-

zige Einkommensquelle. 

 

Die sozialen Risiken kann der einzelne Arbeitnehmer nicht allein tragen. Sein legitimer Anspruch auf 

soziale Sicherheit kann nur durch solidarische Verantwortung der Gesellschaft erfüllt werden. 

 

Die Gewerkschaften kämpfen um die Ausweitung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Damit wollen 

sie eine Umgestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft einleiten, die darauf abzielt, alle Bürger an der 

wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Willensbildung gleichberechtigt teilnehmen zu lassen. 

 

Um Vollbeschäftigung, Wirtschaftswachstum und steigende Einkommen zu sichern, muß der enge 

Rahmen der Nationalwirtschaften durch neue übernationale Formen erweitert werden. Die Aufgaben 

unserer Zeit können nur durch konstruktive solidarische Zusammenarbeit der Menschen, Völker und 

Staaten gelöst werden. Das Ziel ist eine politische und wirtschaftliche Gemeinschaft der freien und 

demokratischen Völker in Europa und ihre enge Verbundenheit mit den freien Völkern der Welt.  

 



 

1950 - 1966: WEST - DIE "WIRTSCHAFTSWUNDER"-JAHRE 
 · Präambel des DGB-Grundsatzprogramms vom November 1963 · Seite 4 von 5 

Grundlage für den sozialen und kulturellen Fortschritt und die soziale Sicherheit in allen Teilen der Welt 

ist die Erhaltung des Friedens. Die Bereitstellung von Mitteln für soziale und kulturelle Zwecke darf nicht 

durch Rüstungsausgaben beeinträchtigt werden. Die Gewerkschaften fordern die Ächtung und das 

Verbot aller Atomwaffen und aller sonstigen Massenvernichtungsmittel sowie die allgemeine und kon-

trollierte Abrüstung. Die Beseitigung von Hunger, Armut, Analphabetentum und Unterdrückung in allen 

Teilen der Welt ist eine wichtige Bedingung für eine stabile Friedensordnung. 

 

Die Gewerkschaften bekennen sich uneingeschränkt zur Selbstbestimrnung der Völker. Sie verurteilen 

jede Rassendiskriminierung und wenden sich gegen alle Formen kolonialer Unterdrückung. 

 

Sie fordern die Verwirklichung des Rechtes auf Selbstbestimmung auch für das deutsche Volk. Die 

Wiedervereinigung Deutschlands ist die Voraussetzung für eine friedliche Ordnung Europas. Berlin 

bleibt die Hauptstadt Deutschlands. 

 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund ruft alle noch abseits stehenden Arbeitnehmer auf, durch ihre Mit-

arbeit in den Gewerkschaften an der sozialen Ausgestaltung und Festigung der Demokratie und an 

dem Aufbau einer gerechten Wirtschafts­ und Gesellschaftsordnung mitzuwirken. 

 

Insbesondere wendet sich der Deutsche Gewerkschaftsbund an die arbeitende Jugend und fordert sie 

auf, an den großen Zielen der Gewerkschaftsbewegung mitzuarbeiten. Zur Erreichung dieser Ziele ge-

währt der Deutsche Gewerkschaftsbund der Jugend seine tatkräftige Unterstützung. 

 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Gewerkschaften sind bereit, aufgeschlossen und in ehrli-

cher Auseinandersetzung die Fragen unserer Zeit mit den Vertretern aller Gruppen unseres Volkes zu 

behandeln. 

 

Parlamente, Regierungen, Parteien, Kirchen und alle, die guten Willens sind, sind aufgerufen, die Ge-

werkschaften in ihren Bestrebungen in der modernen Gesellschaft zu unterstützen. Darauf haben sie 

um so mehr Anspruch, als ihre Bestrebungen über die Interessenvertretung hinaus dem Gesamtwohl 

dienen. 
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Unsere Zeit verlangt vor allem die demokratische Gestaltung des gesellschaftlichen, kulturellen, politi-

schen und wirtschaftlichen Lebens, damit jeder Mensch seine Gaben nützen, seine Persönlichkeit frei 

entwickeln und verantwortlich mitentscheiden kann. 

Nur wenn es gelingt, eine solche Ordnung zu schaffen, wird die Freiheit des einzelnen, die Freiheit der 

Gemeinschaft und eine wahrhaft demokratische Gesellschaft in allen ihren Lebensformen verwirklicht 

werden. Sie allein ist die Gewähr für ein menschenwürdiges Leben und der einzig wirksame Schutz 

gegen totalitäre und andere unwürdige Daseinsformen. 

[…] 

Quelle: Protokoll. Außerordentlicher Bundeskongreß des DGB in Düsseldorf, 21. und 22. November 

1963, Düsseldorf o. J., S. 449-453. 


